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Recht

CMNI, Zuständigkeit 
und Beweislast

Wer einen Ladungsschaden nach Artikel 16 CMNI reklamiert, trägt die Beweislast dafür, dass sich die Qualität des Produktes wäh-
rend des Obhutszeitraumes verändert hat. Dazu gehört gegebenenfalls auch die Darlegung, welche Ursache bei einer reinen olfakto-
rischen Veränderung des Produktes gewirkt hat. Für deliktische Ansprüche muss substantiiert dargelegt werden, welche unerlaub-
te Handlung der Frachtführer vorgenommen haben soll, die pauschale Behauptung, er habe ein für den Transport nicht oder nicht 
ausreichend gereinigtes Transportmittel zur Verfügung gestellt, reicht dafür nicht aus.

Nimmt der Empfänger die Ladung ohne Kommentar oder Vorbehalt entgegen, dann führt dies nach Artikel 23 I CMNI zu der Vermutung, 
dass die Ladung im selben Zustand abgeliefert wurde, in dem sie zur Beförderung übergeben worden war.

Wird beim Beladen im Schiff eine unauffällige Produktprobe gezogen und weist eine Probe aus den Landtanks nach dem Löschen 
einen Fremdgeruch auf, so reicht dies für den Nachweis einer Produktveränderung im Obhutszeitraum nicht aus, jedenfalls wenn 
die Landtanks vor dem Löschen nicht nachweislich vollständig leer und sauber gewesen waren.

Gibt ein durch den Absender beauftragter Surveyor die Schiffstanks, die mit Wasser gereinigt worden waren, frei und erklärt, dass 
sie leer, sauber, trocken und geruchlos und damit ladetauglich sind, dann trägt der Absender die volle Darlegungs- und Beweislast 
für die Behauptung, dass ein Fehlverhalten des Frachtführers, zum Beispiel eine Waschung mit nicht sauberem Wasser die Ursache 
für die Geruchsveränderung gesetzt hat. Behauptet der Absender, zum Waschen müsse Trinkwasser verwendet werden, dann trägt 
er auch dafür die Beweislast, wenn dies im Vertrag nicht ausdrücklich vereinbart war.

Hat der Frachtführer falsche Informationen zu den Vorladungen abgegeben, dann führt dies nur dann zu einer Haftung des Frachtfüh-
rers, wenn der Absender nachweist, dass das tatsächlich als Vorladung transportierte Produkt den Schaden verursacht haben kann.

Für einen internationalen Transport von den Niederlanden nach Belgien zwischen einem belgischen Absender und einem nieder-
ländischen Frachtführer ist eine Gerichtsstandsvereinbarung zu den Gerichten der Niederlande nach Brüssel I Verordnung zuläs-
sig. Das zuständige niederländische Gericht ist dabei nicht nur für den Streit zwischen dem Absender und seinem Vertragspartner 
(dem Frachtführer), sondern gemäß Artikel 8 I der Brüssel I Verordnung auch für den im gleichen Verfahren rechtshängigen Direkt
anspruch nach Artikel 4 I CMNI gegen den ausführenden Frachtführer zuständig.

Haben sowohl der Vertragspartner des Absenders als auch der ausführende Frachtführer ihren Sitz in den Niederlanden und geht 
der Transport von den Niederlanden nach Belgien, dann gilt im Verhältnis zum belgischen Absender ergänzend zum CMNI nach 
Artikel 29 I das niederländische Recht.

Nach Artikel 10:162 BW gilt für Rechte aus dem Konnossement das Recht des Löschhafens, im vorliegenden Fall Belgiens.

Urteil der Rechtbank Rotterdam, Az.: 
C/10/577157 / HA ZA 19-609, vom 8. April 
2020, rechtskräftig.

2. Der Sachverhalt

2.1. C. verarbeitet und handelt mit – unter 
anderem – (Speise-)Ölen.

2.2. B ist Eigentümer des TMS »Samar«.

2.3. Am 20. April 2018 wurde zwischen 
C. NL, C. und C. Belgien einerseits und I 
andererseits ein Barging Agreement ge-
schlossen, auf dessen Grundlage I Tank 
Barge Services an C. leistete. Startdatum 
des Barging Agreement ist der 1. Novem-
ber 2017. Artikel 24 mit dem Titel »Bar-
ging (pre) conditions« des Barging Ag-
reement enthält – unter anderem – die 
folgenden Bedingungen:

»The performing barge is »Food Grade« 
(under Fediol specifications) for food 
products / Feed Grade for feed products

Barge should be able to carry drinking 
water quality water for the washing pro-
gress«

2.4. Am oder ungefähr am 18. März 
2018 hat C. NL I. im Rahmen des genann-
ten Barging Agreement für den Transport 
von Massengut 1.203,261 Mt refined sun-
flower seed oil (nachfolgend auch: die La-
dung), vom Amerikahaven in Amsterdam 
zu C. Belgien in Izegem, Belgien, ange-
dient.

2.5. Für diesen Transport hat I. das TMS 
»Samar« gechartert. Das von I. ausge-
stellte Konnossement lautet an Order 
C. NL. Das Konnossement wurde vom 
Schiffsführer des TMS »Samar« unter-
zeichnet.

I. hat an C. NL als drei letzte Vorladun-
gen des TMS »Samar« folgende Ladun-
gen gemeldet: palmkernel oil, groundnut 
oil und crude rapeseed oil.

2.6. Nach Eintreffen des TMS »Samar« im 
Verladehafen in Amsterdam wurde das 
Schiff vom Verlader S. Rotterdam B.V. 
(nachfolgend S.) zum Laden genehmigt.

2.7. Vor dem Laden wurden der Ladung 
Proben entnommen, die S. für gut befun-
den hat. Das Laden begann am 18. März 

2018 und endete am 19. März 2018 am 
späten Vormittag.

2.8. Am 20. März 2018 ist das TMS »Sa-
mar« bei C. Belgien eingetroffen. Da-
nach wurde den Schiffstanks oder einem 
Schiffsstank von TMS »Samar« eine Pro-
be entnommen, die zum Löschen für gut 
befunden wurde. Die Ladung wurde von 
dem TMS »Samar« in die Landtanks 601, 
606 und 617 ungeschlagen.

2.9. Am Morgen des 23. März 2018 hat ein 
Mitarbeiter von C. Belgien beim »Botte-
len« einen ungewöhnlichen Geruch be-
merkt. Daraufhin hat C. Herrn A, Marine 
Surveyor bei EVH Surveys International 
B.V. (nachfolgend EVH) als Sachverstän-
digen und I Herrn D. von V. hinzugezogen. 
Die Versicherung des B. hat E. zur Unter-
suchung der Ursache des ungewöhnli-
chen Geruchs hinzugezogen.

3. Der Rechtsstreit

3.1 C. beantragt, das Gericht möge I und B. 
gesamtschuldnerisch, das heißt, dass mit 
der Zahlung eines Betrags der einen Partei 
die andere Partei von der Zahlungspflicht 

»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK
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dieses Betrags befreit wird, zumindest I, 
zumindest B. in einem vorläufig vollstreck-
baren Urteil verurteilen, an C. gegen ord-
nungsgemäße Quittung zu zahlen:

	• 330.438,23 €‚ zuzüglich gesetzlicher 
Zinssatz ab dem Datum der Klage-
schrift bis zum Zeitpunkt der vollstän-
digen Bezahlung;

	• 22.591,50 € für die Kosten zur Feststel-
lung des Schadens und der Haftung, 
zuzüglich gesetzlicher Zinssatz ab dem 
Datum der Klageschrift bis zum Zeit-
punkt der vollständigen Bezahlung;

	• 3.427,19 € für außergerichtliche Inkas-
sokosten, zuzüglich gesetzlicher Zins-
satz ab dem Datum der Klageschrift bis 
zum Zeitpunkt der vollständigen Be-
zahlung;

	• zumindest hilfsweise:
	• 86.744,12 €‚ zuzüglich gesetzlicher 
Zinssatz ab dem Datum der Klage-
schrift bis zum Zeitpunkt der vollstän-
digen Bezahlung, zuzüglich der ge-
nannten Sachverständigenkosten und 
außergerichtlichen Kosten;

	• dies alles mit der Verurteilung der Be-
klagten, zumindest eines oder mehre-
rer von ihnen, zur Zahlung der Kosten 
des Verfahrens sowie der Folgekosten.

3.2 I und B verteidigen sich und weisen 
die Klage von C. und deren Forderungen 
wegen Unzulässigkeit zurück, zumindest 
weisen sie diese Forderungen zurück und 
beantragen, dass C. – in einem vorläufig 
vollstreckbaren Urteil – zur Zahlung der 
Kosten des Verfahrens verurteilt wird.

3.3 Auf das Vorbringen der Parteien wird, 
sofern relevant, im Folgenden näher ein-
gegangen.

4. Die Beurteilung

Zuständigkeit und anwendbares Recht

4.1. Es handelt sich hier um einen interna-
tionalen Rechtsstreit, da C. Belgien ihren 
Sitz in Belgien hat, die übrigen Parteien 
ihren Sitz in den Niederlanden haben und 
es sich um einen grenzüberschreitenden 
Transport per Binnenschiff von den Nie-
derlanden nach Belgien handelt. Deswe-
gen wird das Gericht zunächst seine Zu-
ständigkeit und das anwendbare Recht 
prüfen.

4.2. In Bezug auf die Zuständigkeits-
frage findet die Verordnung (EU) Nr. 
1215/2012 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Dezember 
2012 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen (Neufassung) (nachfolgend Brüs-
sel-I-Verordnung) Anwendung, da die 
Klageschrift nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung (10. Januar 2015) zugestellt 
wurde und es sich um eine Zivil- und Han-

delssache im Sinne der Verordnung han-
delt. Gemäß Artikel 25 der Brüssel-I-Ver-
ordnung ist dieses Gericht befugt, den 
Rechtsstreit zwischen C. und I zu beurtei-
len, da die Parteien in ihrem Barging Ag-
reement eine gültige Gerichtsstandklausel 
für dieses Gericht vereinbart haben. Ge-
mäß Artikel 8 Absatz 1 der Brüssel-I-Ver-
ordnung ist dieses Gericht ebenfalls für 
den Rechtsstreit zwischen C. und B befugt, 
da die Forderungen, die C. gegen I und 
gegen B. erhebt, so eng miteinander ver-
knüpft sind, dass eine geordnete Rechts-
pflege eine gleichzeitige Verhandlung und 
Beurteilung dieser Forderungen erfordert.

4.3. Sofern C. ihre Klage auf den Fracht-
vertrag begründet, gilt Folgendes. Da 
es sich um einen grenzüberschreiten-
den Transport per Binnenschiff von den 
Niederlanden nach Belgien handelt und 
mindestens eine der Parteien ihren Sitz 
in einem Land hat, das beim Budapester 
Übereinkommen über den Vertrag zur 
Güterbeförderung in der Binnenschiff-
fahrt vom 22. Juni 2001 (nachfolgend 
CMNI) Partei ist und der betreffende 
Transport nach dem Datum des Inkraft-
tretens des CNMI in den Niederlanden 
erfolgt ist, findet gemäß Artikel 2 CMNI 
das CNMI Anwendung. Auf die Bezie-
hung zwischen C. und I findet gemäß Ar-
tikel 29 Absatz 1 CMNI ergänzend nieder-
ländisches Recht Anwendung, da diese 
Parteien in ihrem Barging Agreement 
eine Rechtswahl für das niederländische 
Recht getroffen haben. Auf die Beziehung 
zwischen C. und B findet gemäß Artikel 
29 Absatz 2 CMNI ergänzend ebenfalls 
niederländisches Recht Anwendung, da 
der Frachtvertrag mit den Niederlanden 
im Sinne von Artikel 29 Absatz 3 CNMI die 
engsten Verbindungen aufweist.

Die Parteien sind sich im Übrigen einig, 
dass auf ihr Rechtsverhältnis das CNMI 
rechtlich zwingend und das niederländi-
sche Recht ergänzend Anwendung findet.

4.4. Sofern C. Rechte aus dem Konnos-
sement ausübt, findet gemäß Artikel 
10:162 BW auf die Frage, wer die sich aus 
dem Konnossement ergebenden Rech-
te ausüben kann, belgisches Recht (das 
Recht des Löschhafens) Anwendung.

Anspruchsberechtigung

4.5. B hat vorgebracht, C. sei nicht an-
spruchsberechtigt, da unklar sei, wer 
recht- und regelmäßig Inhaber des Kon-
nossements war, wer das Konnossement 
vorgelegt und die Lieferung der Ladung 
gefordert hat. B hat bestritten, dass C. 
nach belgischem Recht aktiv legitimiert 
sei.

4.6. Dem hat C. NL entgegengesetzt, dass 
sie auch nach belgischem Recht als recht- 

und regelmäßige Inhaberin des Konnos-
sements anspruchsberechtigt sei, da C. 
NL als Ladungsbeteiligte auf dem Kon-
nossement an Order genannt war. Um 
Einwendungen gegen die Anspruchsbe-
rechtigung zuvorzukommen, hat auch C. 
Belgien (der belgische Adressat) Klage 
erhoben.

4.7. Das Gericht erwägt Folgendes. C. NL 
hat dargelegt, dass und warum sie als 
recht- und regelmäßige Inhaberin des 
Konnossements anspruchsberechtigt ist 
und dass die Klage nur aus dem Grund 
auch von C. Belgien erhoben wurde, 
um Einwänden gegen die Anspruchsbe-
rechtigung zuvorzukommen. B hat dieses 
Vorbringen von C. nicht bestritten. Das 
Gericht ist daher der Meinung, dass B an-
gesichts der Erläuterungen von C. seine 
Verteidigung nicht ausreichend begrün-
det hat, sodass diese nicht erfolgreich ist.

Haftung

4.8. Die Parteien haben beantragt, das 
Gericht möge zuerst über die Haftung 
von I und B urteilen, sodass sich das Ge-
richt nunmehr darauf beschränkt.

Die Standpunkte der Parteien

4.9. C. begründet ihre Klage auf Artikel 
16 Absatz 1 CMNI. C. führt an, dass B. 
aufgrund von Artikel 8:461 BW neben I 
als Frachtführer auf dem Konnossement 
angesehen wird, da der Schiffsführer des 
TMS »Samar« das Konnossement unter-
zeichnet hat. C. führt an, die Ladung sei 
in gutem Zustand angeliefert und am Ziel 
beschädigt angekommen (,‚gut hinein, 
schlecht heraus«). Diesbezüglich hat C. 
angeführt, dass vor Beginn der Beladung 
des TMS »Samar« einige Proben entnom-
men worden waren, die laut Aussage des 
Sachverständigen A den guten Zustand 
beim Einladen bewiesen. Bevor das Ver-
laden vom Schiff in den Landtank ganz 
abgeschlossen war, wurde noch eine 
Probe entnommen. Hinterher stellte sich 
heraus, dass diese Probe kontaminiert 
war. Der Sachverständige A folgert da-
raus, dass der ‹offspec›-Geruch auf das 
TMS »Samar« zurückzuführen sei.

C. führt an, dass I die in Artikel 24 des 
Barging Agreement aufgeführten Bedin-
gungen sowie die europäischen Rechts-
vorschriften verletzt habe. I habe C. zur 
Vorladung falsch informiert. Die tatsäch-
lich beförderte Vorladung erfülle nicht 
die in Artikel 24 des Barging Agreement 
gestellte Bedingung »food grade«.

Zudem hafteten I und B aus unerlaub-
ter Handlung, indem sie für den Trans-
port ein nicht oder nicht ausreichend ge-
reinigtes Transportmittel zur Verfügung 
gestellt und die dadurch kontaminierte 
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Ladung in die Tanks ausgeladen hätten. 
Dadurch seien auch andere als nur die 
transportierten Güter beschädigt wor-
den. Dies sei kein Folgeschaden, sondern 
ein reiner »Cargofoor-Schaden«.

4.10. I hat substantiiert bestritten, dass 
die Ladung zwischen dem Zeitpunkt der 
Entgegennahme und dem Zeitpunkt der 
Ablieferung beschädigt worden sei und 
dass der später im Tank 617 an dem Pro-
dukt festgestellte ungewöhnliche Geruch 
durch das Löschen aus dem TMS »Sa-
mar« verursacht worden sei.

Dem Barging Agreement zufolge liegt die 
Verpflichtung zum Löschen bei C.. Die 
Übergabe der Ladung ist am 20. und 21. 
März 2018 an Bord des Schiffes erfolgt. 
Die Ladung wurde nach der Analyse (ein-
schließlich Geruchstest) der daraus ent-
nommenen Proben für gut befunden. Die 
Ladung wurde aus dem TMS »Samar« 
in die Landtanks 601, 606 und 617 um-
geschlagen. In allen drei Landtanks be-
fand sich bereits ein Produkt. Die La-
dung wurde aus dem TMS »Samar« zu 
dem bereits in den Landtanks vorhande-
nen Produkt hinzufügt (wonach das Pro-
dukt in allen Landtanks vermischt wurde). 
Beim Löschen wurde die Ladung aus al-
len Schiffstanks des TMS »Samar« gleich-
zeitig umgeschlagen. Sowohl die Lösch-
leitungen als auch die Nachlenzleitungen 
des Schiffes waren von Anfang an geöff-
net. Am Ende des Entladevorgangs wur-
de der letzte Rest der Ladung (höchstens 
6000 Liter) mithilfe der Nachlenzleitung 
aus den Schiffstanks des TMS »Samar« 
gepumpt. C. hat die Ladung ohne Kom-
mentare oder Vorbehalte angenommen. 
Diese Annahme führt aufgrund Artikel 
23 Absatz 1 CMNI zu der Vermutung, dass 
der Frachtführer die Ladung in demselben 
Zustand abgeliefert hat, in dem sie zur Be-
förderung übergeben worden war. Sach-
verständige haben festgestellt, dass die 
Probe vom 21. März 2018 von Landtank 
617 (nach Umschlag der Ladung aus dem 
TMS »Samar« dorthin) durchaus einen 
ungewöhnlichen Geruch aufwies, jedoch 
wies EVH zurecht darauf hin, dass diese 
Probe damals (am 21. März 2018) von C. 
für gut befunden worden war. Es besteht 
daher eine unerklärliche Inkonsistenz zwi-
schen den Untersuchungsergebnissen 
dieser Probe am 21. März 2018 (von C.: 
kein ungewöhnlicher Geruch festgestellt) 
und am 12. April 2018 (von den jeweili-
gen Sachverständigen: sehr wohl ein un-
gewöhnlicher Geruch festgestellt). I führt 
an, dass das Löschen durch und auf Ge-
fahr von C. erfolgte. Das Löschen nicht in 
die vertragliche Verantwortung von I, so-
dass I für eventuellen, beim Löschen oder 
durch das Löschen verursachten Schaden 
nicht haftbar gemacht werden kann. So-
fern erforderlich beruft I sich auf den Haf-
tungsausschlussgrund von Artikel 18 Ab-

satz 1 b CMNI (Löschen der Güter durch 
den Empfänger oder namens des Empfän-
gers) und auf den in Artikel 18.10 des Bar-
ging Agreement für anwendbar erklärte 
Artikel 10.7 ihrer Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen. Des Weiteren beruft sich 
I, sofern erforderlich, auf die Haftungs-
ausschlussgründe von Artikel 18 Absatz 
1 Buchstabe a CMNI und Artikel 9.13 Buch-
stabe a des Barging Agreement (Handlun-
gen oder Unterlassungen von C.).

Hilfsweise beruft sich I auf Höhere Ge-
walt im Sinne von Artikel 16 Absatz 
1 CMNI. Hilfshilfsweise führt I an, dass 
ein Großteil der Ladung in demselben 
Zustand abgeliefert worden sei, in dem 
sie zum Transport in Empfang genom-
men worden war und – laut Hypothese 
des Sachverständigen A – nur die letz-
te, beim strippen, gelöschte Ladung – 
höchstens 6.000 Liter – von einem unge-
wöhnlichen Geruch befallen worden sei. 
Für diesen Teil beruft I sich auf die Haf-
tungsbeschränkung von Artikel 20 Ab-
satz 1 CMNI in Höhe von 2 Rechnungs-
einheiten pro Liter.

I bestreitet, dass das Schiff nicht oder 
nicht ausreichend gereinigt gewesen 
und dass die Ladung dadurch kontami-
niert worden sei.

Hilfshilfshilfsweise beruft sich I auf die 
eigene Schuld von C., da sie unterlas-
sen habe, eine effektive Empfangskont-
rolle (Zugangskontrolle) durchzuführen. 
I bestreitet den Umfang des angeführten 
Schadens.

4.11. B hat substantiiert bestritten, dass 
die Ladung an Bord des TMS »Samar« 
kontaminiert wurde. C habe die Ladung 
ohne jegliche Vorbehalte angenom-
men. Außerdem habe C. Belgien der La-
dung sogar Proben entnommen und aus-
drücklich für gut befunden. B beruft sich 
auf die Vermutung in Artikel 23 Absatz 
1 CMNI. B kann sich aufgrund von Arti-
kel 9.7 des Barging Agreement (Himala-
ya-Klausel) auf die Bestimmungen die-
ses Vertrags berufen. C. sei aufgrund von 
Artikel 9.12 des Barging Agreement ver-
pflichtet, das Schiff auf eigene Gefahr zu 
löschen. Die Ladung war also im Sinne 
von Artikel 10 Absatz 2 CMNI an Bord des 
TMS »Samar« abgeliefert worden, als das 
Schiff löschbereit war. Zum Zeitpunkt der 
vorgetragenen Geruchskontamination, 
beim »Strippen«, war die Ladung bereits 
abgeliefert worden. Artikel 9.12 des Bar-
ging Agreement besagt, dass die Hand-
lungen, die die Bemannung des Schiffs 
beim Löschen vornimmt, »on behalf of 
C., the shipper or consignee« erfolgen. 
Hilfsweise beruft sich B auf die Beschrän-
kung seiner Haftung aufgrund von Artikel 
20 CMNI (2 Rechnungseinheiten pro Kilo-
gramm). Für Schaden, der entstanden ist, 

nachdem die Ladung aus dem TMS »Sa-
mar« verladen war, sei B nicht haftbar. C. 
habe nicht angeführt, welche Handlun-
gen und/oder welches Unterlassen von B 
als unerlaubte Handlung angesehen wer-
den könnte. Des Weiteren bestreitet B den 
Umfang des angeführten Schadens.

Haftung im Rahmen des Frachtvertrags

4.12. Nicht streitig ist zwischen den Par-
teien, dass I und B als Frachtführer ver-
pflichtet waren, die Ladung in demselben 
Zustand in Izegem, Belgien, abzuliefern, 
in dem sie ihnen in Amsterdam zum Be-
förderung übergeben worden war. Ge-
mäß Artikel 16 Absatz 1 CMNI haftet der 
Frachtführer für Schäden aufgrund von 
Beschädigungen der Güter, die zwischen 
dem Zeitpunkt der Entgegennahme zum 
Transport und dem Zeitpunkt ihrer Ab-
lieferung aufgetreten sind, mit Ausnah-
me von Höherer Gewalt. 

Aus den Haftungsbedingungen des 
CMNI geht hervor, dass die Darlegungs-
pflicht und – bei substantiiertem Bestrei-
ten – die Beweislast der Tatsachen und 
Umstände, aus denen hervorgeht, dass 
der Schaden während des Haftungszeit-
raums des Frachtführers entstanden ist, 
bei C. ruht.

4.13. C. hat zur Substantiierung der un-
ter 4.9 angeführten Argumente einen 
Bericht von EVH vom 1. Oktober 2018 
(nachfolgend der EVH-Bericht) und ein 
Addendum zum EVH-Bericht vom 15. 
Mai 2019 (nachfolgend das Addendum) 
vorgelegt. Vor der Verhandlung wurde 
ein zweites Addendum zum EVH-Bericht 
vom 14. Januar 2020 (nachfolgend Ad-
dendum II) vorgelegt. Zur Substantiie-
rung der Ausführungen, die Ladung sei 
beschädigt an ihrem Ziel angekommen, 
beruft sich C. auf das folgende Summa-
ry im Addendum:

»From the above it is clear that the sub-
ject oil was loaded in sound condition 
and the off odor was caused during the 
transport. lt may very well be that per-
sonnel of C. in Izegem missed the devi-
ating smell when taking a sample from 
one tank only. The sample taken from 
tank 617 allegedly ‘after discharge’ was 
in fact taken one hour prior to comple-
tion, which confirms that a contaminated 
quantity of oil was discharged from the 
barge in the final stage of discharge. The 
oil in shore tanks that had been received 
earlier (tanks 601 and 606) was found to 
be in sound condition.«

C. führt in der Klageschrift zur Ursache 
des Schadens an:
(5. 15 des EVH-Berichts) »lt cannot be 
ruled out that the deviating smell of the 
last oil discharged originates from the 
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stripping System of the barge. Also, dur-
ing tank cleaning the stripping system is 
used to drain the tanks. Washing water 
on board the TMS »Samar« was found to 
be dirty, blind and foul smelling.

(5. 1 des Addendums) »Tank washing 
was done with washing water that was 
on board of the barge since beginning 
March 2018 and obviously was used al-
ready many times. Upon inspection of 
the slop tanks it was ascertained that the 
water was ‘blind’, greyish ans very foul 
smelling. The washing water was alleged-
ly loaded as ‘potable’ water but obvious-
ly did no longer meet that description.«

In der Verhandlung wurde namens C. an-
geführt, dass aus der Traceability-Unter-
suchung von C. und der Probe vom TMS 
»Samar« hervorgehe, dass der Konta-
minant aus dem TMS »Samar« stamme 
und wahrscheinlich durch schmutziges 
Waschwasser verursacht worden sei.

4.14. I beruft sich auf den Bericht von V. 
vom 11. Januar 2019 B. auf den Bericht 
von E. vom 20. November 2018.

4.15. Aus den (EVH-, V.- und E.-)Berichten 
sowie den angeführten und nicht (ausrei-
chend) bestrittenen Tatsachen und Um-
ständen und den insofern nicht (ausrei-
chend) bestrittenen Beweisstücken, auf 
die man sich berufen hat, leitet das Ge-
richt bei der Beladung und der Löschung 
des TMS »Samar« folgenden Hergang ab.

4.16. Das TMS »Samar« traf am 18. März 
2018 um 14:30 Uhr im Amerikahaven an 
der Ladestelle von C. in Amsterdam ein. 
Die Schiffstanks von TMS »Samar« wur-
den vor der Beladung von einem von C. 
verpflichteten Inspektor von S. geprüft. 
Der Inspektor hat in dem Loadcompart-
ment Inspection Report angegeben, dass 
die Schiffstanks mit Wasser gereinigt 
worden waren, dass sie leer, sauber, tro-
cken und geruchlos waren und dass die 
Ladetanks zum Laden für gut befunden 
worden waren. Daraufhin wurden die 
sechs Ladetanks des TMS »Samar« am 
18. und 19. März 2018 (in der Reihenfolge: 
5C, 3C, 2C, 4C, 1C und 6C) Laden. Beim 
Laden wurden von allen Ladetanks run-
ning samples genommen und nachdem 
das Laden abgeschlossen war, wurden 
die Ladetanks versiegelt.

4.17. Das TMS »Samar« traf am 20. März 
2018 um 17:00 Uhr bei C. Belgien in Ize-
gem ein. Daraufhin hat C. Belgien der La-
dung Proben entnommen und diese ana-
lysiert.

Über die Entnahme der Proben nach An-
kunft eines Schiffes schreibt A (oben auf 
Seite 5 des EVH-Berichts) Folgendes:
»Procedure is that upon arrival of a 

barge, samples are taken from the barge 
tanks and a composite made. That com-
posite sample is subsequently analyzed 
and when results are acceptable, the oil 
is discharged. The barges use their own 
pumps and hoses. The discharge hose is 
inspected in Amsterdam for loading and 
sealed. ( ... )«

Fest steht, dass im Gegensatz zu dem, 
was dieses Verfahren vorschreibt, von 
den Proben aus den Ladetanks keine 
Mischprobe erstellt wurde, sondern nur 
einem der Ladetanks des TMS »Samar« 
eine Probe entnommen wurde (dem 
Schiffsführer zufolge dem Ladetank 
C5 oder C6). Diese Probe wurde unter-
sucht und für gut befunden.

Nachdem die Proben für gut befunden 
worden waren, hat C. Belgien den Auf-
trag erteilt, das TMS »Samar« zu löschen. 
Das Löschen begann um 18:00 Uhr. Beim 
Löschen wurde von Anfang an gleichzei-
tig über die 6«(Zoll) und 2«(Zoll) Leitun-
gen des TMS »Samar« aus allen sechs 
Ladetanks des TMS »Samar« gelöscht. 
Aus der Tabelle auf Seite 5 des EVH-Be-
richts geht hervor, dass 367.250 m3 in den 
Landtank 606 verladen wurden, dann am 
21. März 2018 379.911 m3 in den Landtank 
601 und 442.562 m3 in den Landtank 617. 
Um 10:59 Uhr war die Verladung abge-
schlossen. Aus der Tabelle geht hervor, 
dass alle drei Landtanks bereits vor dem 
Löschen mit dem Produkt gefüllt waren: 
7.782 m3 im Landtank 606, 8.428 m3 im 
Landtank 606 und 249.424 m3 im Land-
tank 617.

4.18. Namens C. wurde in der Verhand-
lung ausgesagt, dass die vor dem Lö-
schen genommenen Proben ins Labor 
gehen, wo eine visuelle Prüfung stattfin-
det und an den Proben gerochen wird. 
Wird die Probe für gut befunden, dann 
wird die Genehmigung zum Löschen er-
teilt.

4.19. Nach dem Verladen wurde aus 
dem Landtank 606 eine Probe entnom-
men. Dabei wurde kein ungewöhnli-
cher Geruch festgestellt. Nachdem der 
ungewöhnliche Geruch am 23. März 
2018 festgestellt worden war, wurde 
dem Landtank 601 eine Probe entnom-
men. Dabei wurde kein ungewöhnlicher 
Geruch festgestellt. Auch die Probe, die 
vor dem Löschen dem Ladetank des TMS 
»Samar« entnommen worden war, war 
‹bland› (neutral).

4.20. A führt unter retained samples (Sei-
te 8 EVH-Bericht) an, dass die folgenden 
Proben verfügbar waren:

	• Landtank 617 14/3 end of filling – 
	• Landtank 617 21/3 end of filling – 

TMS »Samar« 20/3 Ankunft
TMS »Samar« 20/3 nach der Beladung

Landtank 617 23/3 nach der Feststellung

4.21. C. stützt ihr Vorbringen, der Ge-
ruchsschaden sei während des Trans-
ports entstanden, auf die gemeinsame 
Geruchs-Expertise (parties nosed the 
samples) der folgenden Proben:

	• eine Probe aus dem Landtank 617 nach 
Eingang der vorherigen Ladung Son-
nenblumenöl aus einem anderen Tank-
motorschiff am 14. März 2018, kein un-
gewöhnlicher Geruch (bland);

	• eine Probe entnommen beim Laden 
des TMS »Samar« in Amsterdam am 
19. März 2018, kein ungewöhnlicher 
Geruch;

	• eine von S. für gut befundene first foot 
Probe aus den Ladetanks von TMS 
»Samar«; 

	• eine vor der Verladung aus dem TMS 
»Samar« am 20. März 2018 dem Lade-
tank 5C oder 6C entnommene Probe, 
anfangs kein ungewöhnlicher Geruch. 
An dieser Probe haben die gemeinsa-
men Sachverständigen am 12. April 
2018 gerochen. Dabei wurde ein unge-
wöhnlicher Geruch festgestellt. Der 
Sachverständige A führt (in Addendum 
II) an, was vom Sachverständigen D. in 
der Verhandlung substantiiert bestrit-
ten wurde, dass nachdem man das Öl 
auf seine Veranlassung hin auf 40 Grad 
Celsius erhitzt hatte, ein sehr schwa-
cher ungewöhnlicher Geruch festge-
stellt worden war; 

	• eine aus dem Landtank 606 nach Ver-
ladung am 20. März 2018 entnommene 
Probe, kein ungewöhnlicher Geruch 

	• eine dem Landtank 617 nach Verladung 
am 20. März 2018 entnommene Probe. 
Diese Probe wurde von C. Belgien an-
fangs für gut befunden, bei einem er-
neuten Test am 12. April 2018 wies die-
se Probe jedoch einen ungewöhnlichen 
Geruch auf.

	• eine dem Landtank 617 after discovery 
(nachdem beim bottelen ein unge-
wöhnlicher Geruch festgestellt worden 
war) am 23. März 2018 entnommene 
Probe; ungewöhnlicher Geruch festge-
stellt;

	• eine dem Landtank 601 after discovery 
am 23. März 2018 entnommene Probe, 
kein ungewöhnlicher Geruch festge-
stellt.

Laut C. ist das Waschwasser des TMS 
»Samar«, mit dem die Ladetanks sauber 
gemacht wurden und das beim Verladen 
über die Nachlenzleitungen mit abge-
laufen sein soll, die Ursache für den Ge-
ruchsschaden. Dies würde auch erklären, 
warum der ungewöhnliche Geruch nur im 
Landtank 617 festgestellt wurde, so C., da 
die Nachlenzleitungen erst am Ende des 
Verladevorgangs geöffnet worden seien 
und so das Waschwasser in den letzten 
Landtank gelangen konnte. Eine weitere 
Möglichkeit wäre eine mikrobiologische 
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Verunreinigung an Bord des Schiffes, 
weswegen der ungewöhnliche Geruch 
erst später festgestellt wurde.

4.22. I und B haben bestritten, dass der Ge-
ruchsschaden an Bord des TMS »Samar« 
verursacht wurde. Diesbezüglich haben 
sie angeführt, dass die Ladung in gutem 
Zustand in das Schiff hinein und auch in 
gutem Zustand wieder herausgekommen 
sei. Die Ladung wurde in die Landtanks 
601, 607 und 617 verladen und nur das 
Öl in Tank 617 war, wie sich im Nachhin-
ein herausstellte, mit einem ungewöhnli-
chen Geruch behaftet. Hätte die Ursache 
an Bord des Schiffes gelegen, dann hät-
te auch das Öl in den übrigen Landtanks 
einen ungewöhnlichen Geruch haben 
müssen. Darüber hinaus kann die Ursa-
che nicht am Waschwasser gelegen ha-
ben, dass mit dem Öffnen der Nachlenz-
leitungen mit abgelaufen sein soll, da die 
Nachlenzleitungen während der gesamten 
Verladezeit geöffnet waren und aus dem 
Bottom Sample vom Landtank 617 hervor-
geht, dass kein Wasser beim Öl war. Au-
ßerdem wurde – durch Essensor – nicht 
festgestellt, dass der ungewöhnliche Ge-
ruch mit dem Geruch des Waschwassers 
übereinstimmte. Zudem haben I und B be-
stritten, dass die Probe, die vor dem Lö-
schen dem TMS »Samar« entnommen 
wurde, in Anwesenheit der gemeinsamen 
Sachverständigen erwärmt und erneut ge-
testet worden sei, da der Sachverständige 
von V. ausgesagt hat, bei einem derarti-
gen Test nicht anwesend gewesen zu sein.

Darüber hinaus wurde keine Kontami-
nation, d.h. Vermischung des Sonnen-
blumenöls mit irgendeiner anderen 
Substanz festgestellt, so dass eine mi-
krobiologische Verunreinigung an Bord 
des TMS »Samar«, so die weitere Argu-
mentation von I und B, ausgeschlossen 
werden könne. Hätte es eine mikrobio-
logische Verunreinigung gegeben, dann 
ließe sich nicht eindeutig sagen, wo die-
se entstanden sein könnte, wobei sich 
nicht ausschließen lasse, dass sie beim 
Löschen des TMS »Samar« bei C. Belgi-
en entstanden sein könnte.

4.23. Das Gericht erwägt Folgendes. Fest 
steht, dass die jeweiligen Sachverständi-
gen an der Probe, die dem Ladetank 5C 
oder 6C des TMS »Samar« vor dem Lö-
schen entnommen worden war, gerochen 
und gemeinsam festgestellt haben, dass 
diese keinen Geruchsfehler hatte (Sei-
te 14 EVH-Bericht). A hat in der Verhand-
lung zu dieser Probe ausgesagt, dass sie 
nicht versiegelt gewesen und bereits eini-
ge Male gebraucht worden sei, A hat auf 
entsprechende Nachfrage hin ausgesagt, 
dass er sich die Tatsache, dass nur in dem 
Landtank 617 und nicht in den Landtanks 
601 und 606 ein Geruchsschaden festge-
stellt worden war, nur so erklären könne, 

dass sich die Verunreinigung nach der Pro-
beentnahme aus dem Landtank 617 (laut 
A um 10:00 Uhr und laut D. um 10:52 Uhr) 
und vor Beendigung der Entladung (um 
10:59 Uhr) ereignet haben müsste.

C. hat angeführt, die Ursache des Ge-
ruchsschadens habe an Bord des TMS 
»Samar« gelegen. I und B haben dies sub-
stantiiert bestritten. (Der Sachverständi-
ge von) C. hat zur Ursache des Geruchs-
schadens Hypothesen aufgestellt, die von 
(dem Sachverständigen von) I und B wi-
derlegt wurden. Unter Berücksichtigung 
der unter 4.16 bis 4.19 aufgeführten Aus-
führungen und den substantiierten Be-
streitungen von I und B hat C. ihren Vor-
trag, der Geruchsschaden sei während 
des Transports entstanden (und I und B 
hätten die Ladung nicht in dem Zustand, 
in dem sie sie erhalten haben, abgeliefert), 
nicht ausreichend substantiiert vorge-
bracht. Der Beweis ist daher nicht geführt.

Verletzung des Barging Agreement

4.24. Außerdem hat C. angeführt, I habe 
aufgrund der falschen Informationen zur 
Vorladung (palmkernel oil) und entge-
gen der Bestimmungen des Barging Ag-
reement ein nicht-Lebensmittel Produkt 
als Vorladung transportiert, nämlich split 
paim fatty acid distillate, welches das Bar-
ging Agreement verletzt habe. Auch liege 
eine Vertragsverletzung vor, so C., weil die 
Ladetanks des Schiffs nicht mit sauberem 
Waschwasser gewaschen worden seien.

4.25. Das Gericht erwägt Folgendes. 
Was den Vortrag von C. betrifft, I habe 
den Frachtvertrag verletzt, indem I fal-
sche Informationen zur Vorladung mit-
geteilt hatte, kann dieses Vorbringen C. 
nicht von Nutzen sein, da jetzt fest steht 
(siehe Seite 14 oben EVH-Bericht), dass 
split palm fatty acid distillate für C. eine 
akzeptable Vorladung ist und dass die-
se Vorladung nicht den angeführten Ge-
ruchsschaden verursacht hat. Dasselbe 
gilt für das Vorbringen, I habe den Fracht-
vertrag verletzt, indem das TMS »Samar« 
nicht mit sauberem Wasser gewaschen 
sein soll. Es wurde nicht festgestellt, dass 
diese Unterlassung den vorgebrachten 
Geruchsschaden verursacht hat. Darü-
ber hinaus hat C. nicht erläutert, ob und 
warum sich aus dem Vertrag eine Ver-
pflichtung zur Säuberung der Ladetanks 
mit sauberem Trinkwasser ergibt.

Unerlaubte Handlung

4.26. Schließlich hat C. angeführt, I und 
B hafteten aus unerlaubter Handlung, in-
dem sie für den Transport ein nicht oder 
unzureichend gereinigtes Transportmit-
tel zur Verfügung stellten, wodurch ver-
unreinigte Ladung in die Landtanks von 
C. Belgien verladen wurde, wodurch die 

in diesen Landtanks gelagerten Güter be-
schädigt worden seien.

4.27. Auch diese Grundlage kann nicht 
zur Stattgabe der Klage führen. C. hat in 
diesem Zusammenhang – auch unter Be-
rücksichtigung der obigen Erwägungen 
– nicht ausreichend dargelegt, dass die 
Ursache des vorgebrachten Geruchs-
schadens an Bord des TMS »Samar« ge-
legen hat. C. hat – unter anderem – nicht 
näher erläutert, woraus die unerlaubte 
Handlung, die sie I und/oder B vorwirft, 
besteht.

4.28. Daraus folgt, dass die Klage von 
C. zurückgewiesen wird. Einer durch C. 
vorgenommenen Klageerweiterung wird 
nicht stattgegeben.

4.29. Als unterlegene Partei wird C. zur 
Zahlung der Verfahrenskosten verurteilt 
Die Kosten auf Seiten von sowohl I als 
B sind veranschlagt auf: Gerichtsgebüh-
ren 4.030,00 €, Rechtsanwaltshonorar 
4.804,00 € (2,0 Punkte x 2.402,00 € Tarif) 
Insgesamt 8.834,00 €

4.30. Der vom B beantragten Verurtei-
lung zur Zahlung der Folgekosten kann 
im Rahmen dieses Verfahrens nur dann 
stattgegeben werden, sofern die Kosten 
zu diesem Zeitpunkt veranschlagt wer-
den können. Daher sind die Folgekosten 
von der in der Entscheidung genannten 
Partei zu tragen.

5. Die Entscheidung 

Das Gericht

5.1. weist die Klage zurück,

5.2. verurteilt C. zur Zahlung der Verfah-
renskosten von I und von B, seitens I so-
wie seitens B. bis zum heutigen Tag ver-
anschlagt auf 8.834,00 €‚

5.3. verurteilt C. zur Zahlung der nach die-
sem Urteil auf der Seite der B. entstehende 
Kosten, veranschlagt auf 157,00 C. Rechts-
anwaltshonorar, zuzüglich, sollte C. nicht 
innerhalb von 14 Tagen nach der Bekannt-
gabe des Urteils gezahlt haben und sollte 
daraufhin eine Zustellung des Urteils er-
folgen, 82,00 € Rechtsanwaltshonorar und 
die Kosten für die Zustellung des Urteils,

5.4. erklärt dieses Urteil in Bezug auf die 
Verurteilungen für vorläufig vollstreck-
bar.

Anmerkung der Redaktion:

Im nächsten Heft folgt anlässlich der vor-
stehend widergegebenen Entscheidung 
ein Beitrag zu Ladungsschäden bei Tank-
schiffstransporten im Lichte des CMNI 
und CDNI.
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